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Bekanntgabe 
über das Entfallen einer Umweltverträglichkeitsprüfung nach 

§ 5 Abs. 2 S. 1 des Gesetzes über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

Die Bundesrepublik Deutschland – vertreten durch die Straßenbauverwaltung beim 

Regierungspräsidium Freiburg – hat mit Schreiben vom 11.05.2026 beim Regierungspräsidium 

Freiburg den Antrag auf Plangenehmigung gemäß §§ 17 ff. Bundesfernstraßengesetz (FStrG) in 

Verbindung mit §§ 72 ff. Landesverwaltungsverfahrensgesetz (LVwVfG) für das Vorhaben B 31 

Grünbrücke bei Rötenbach gestellt. 

Für das beantragte Vorhaben wird gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 UVPG festgestellt, dass keine 

Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 

Gemäß Ziffer 14.6 der Anlage 1 zum UVPG ist für den vorliegenden Fall des Baus einer 

Grünbrücke über die B 31 eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach §§ 9 Abs. 1 S. 2, S. 1 

Nr. 2, Abs. 4, 7 Abs. 1, Abs. 5 UVPG vorgesehen. Die allgemeine Vorprüfung wird als 

überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien 

durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Neuvorhaben nach Einschätzung der 

zuständigen Behörde erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann. Zur 

Vorbereitung der Vorprüfung hat der Vorhabenträger entsprechend § 7 Abs. 4 UVPG geeignete 

Angaben nach Anlage 2 zu den Merkmalen des Vorhabens und des Standorts sowie zu den 

möglichen erheblichen Umweltauswirkungen übermittelt.  

Die summarische Prüfung hat ergeben, dass die hier relevanten Wirkfaktoren des Vorhabens 

nicht von einem derartigen Gewicht sind, dass solche Umweltauswirkungen durch das Vorhaben 

zu erwarten sind.  

Gegenstand der vorliegenden Entscheidung sind der Neubau einer Grünbrücke über die B 31 im 

Landkreis Breisgau-Hochschwarzwald zwischen den Ortschaften Titisee-Neustadt und 

Friedenweiler einschließlich Zäunung entlang der B 31 und der Bau eines Wirtschaftsweges 

südlich der B 31 sowie die Herstellung von Ersatzforst- und Betriebswegen nördlich der 

Bundesstraße. Die Maßnahme dient dazu, durch die B 31 zerschnittene Lebensräume für mobile 

Säugetiere und den überregionalen Waldverbund, wieder zu verbinden. Die Grünbrücke als 
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Wildkorridor liegt im Projektraum zur Internationalen Wiedervernetzung am Hochrhein. Von dem 

Vorhaben sind folgende naturschutzrechtliche Schutzkulissen betroffen: 

• Naturpark Südschwarzwald (Verordnung vom 12.10.2024) 

• Landschaftsschutzgebiet „Hochschwarzwald – Bereiche Feldberg, Friedenweiler und 

Schluchsee“ (Verordnung vom 10.10.1983) 

• in ca. 800 m Entfernung: Vogelschutzgebiet „Mittlerer Schwarzwald“. 

Die daraus resultierenden Umwelteingriffe stellen jedoch keine erheblich nachteiligen 

Umweltauswirkungen dar, die die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern 

würden. Wesentliche Gründe für das Entfallen der Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung sind insbesondere die vorhandene Vorbelastung durch die B 31 

sowie die überwiegend baubedingten, also lediglich temporären Eingriffe in die Schutzgüter. 

Insgesamt wirkt sich die Maßnahme positiv auf den Naturhaushalt aus und verbessert die 

Bestandssituation von Tieren und Pflanzen. Maßgebend für diese Einschätzung sind die 

nachfolgenden Punkte:  

Die Wegebaumaßnahmen bedingen eine Verbreiterung der Schneise durch den Wald um 11 m 

und eine dauerhafte Flächeninanspruchnahme von 1,5 ha. Hinsichtlich der 

Zerschneidungswirkung kann von einer erheblichen Vorbelastung ausgegangen werden, welche 

durch die Verbreiterung nicht wesentlich verstärkt wird. Letztendlich soll der Bau der 

Grünbrücke der Barrierewirkung der B 31 entgegenwirken. Während der Baumaßnahmen kommt 

es zu Flächeninanspruchnahmen für Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen von ca. 3,1 ha. 

Wirtschafts- und Unterhaltungswege werden lediglich im Süden der B 31 in asphaltierter 

Bauweise, nördlich wassergebunden oder als Grasweg ausgeführt. Eine Flächenversiegelung 

findet somit nur auf 9.700 m² der in Anspruch genommenen Fläche statt. Die kleinflächigen 

Neuversiegelungen können nicht vermieden werden, aber der Eingriff ist als unerheblich 

einzustufen.  

Im Bereich des geplanten Rad- und Wirtschaftsweges befindet sich ein Grenzstein aus dem 

Jahre 1607. Dieser soll ortsnah wieder aufgestellt werden und der ursprüngliche Standort mittels 

Markierung kenntlich gemacht werden. Im Südwesten des Untersuchungsgebietes befindet sich 

das geschützte Waldbiotop „Feuchtgebiet S Kirchsteig“, welches auf 1.450 m² überbaut wird. 

Zudem ergibt sich eine temporäre, bau- und anlagebedingte Betroffenheit von Haselmaus, 

Fledermäusen, Gartenschläfern, Waldeidechsen, Blindschleichen, Erdkröten sowie Insektenarten 

mit einem Rote Liste Status. Der Verlust von (geschützten) Biotopen und der damit 
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einhergehende Verlust von Habitatstrukturen besonders geschützter Tier- und Pflanzenarten 

können vor Ort einem Ausgleich zugeführt werden, das potentielle Eintreten von 

Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG mit der Durchführung von CEF-Maßnahmen 

vermieden werden. Temporär in Anspruch genommene Flächen sowie bestehende 

Biotopbestände werden bereits im Vorgriff sowie im Nachgang zur Bauphase aufgewertet. Es 

sind somit keine Beeinträchtigungen zu erwarten, die die Erheblichkeitsschwelle überschreiten. 

Es wird darüber hinaus davon ausgegangen, dass das Projekt insgesamt überaus positive 

Wirkungen für die Umwelt hat und die Umweltverträglichkeit gegeben ist.  

Aufgrund der Vorbelastung und Ausgestaltung der Raumschaft sind keine erheblichen 

Beeinträchtigungen bzw. im Hinblick auf die zukünftige Verkehrssicherheit durch die 

Vermeidung von Wildunfällen eine Verbesserung der Situation zu erwarten. Es kommt daher zu 

keiner erheblichen Beeinträchtigung des Menschen oder der menschlichen Gesundheit.  

Auch in Summe bzw. Wechselwirkung zueinander liegen hier keine erheblichen nachteiligen 

Umweltauswirkungen vor. Die jeweiligen Eingriffe sind sowohl für sich genommen als auch 

kumuliert gesehen nur von geringem Ausmaß. Es handelt sich insbesondere um keine 

Auswirkungen, die vom Ausmaß, von der Komplexität oder der Schwere her gravierend sind. 

Insgesamt sind die mit dem Vorhaben verbundenen Eingriffe und Wirkungen lokal begrenzt und 

als gering zu beurteilen. 

Nach den nachvollziehbaren Angaben des Vorhabenträgers ist mit einem lediglich geringfügigen 

Eingriff zu rechnen. Diesem Ergebnis schließt sich auch das Landratsamt Breisgau-

Hochschwarzwald als Untere Naturschutzbehörde an. Mit Schreiben vom 14.07.2026 teilten die 

Fachbehörden beim Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald ausführlich begründet mit, dass 

eine Umweltverträglichkeitsprüfung ebenfalls für entbehrlich gehalten werde. Zudem ist bei der 

Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung nicht von einem zusätzlichen 

Erkenntnisgewinn auszugehen. 

Die dieser Entscheidung zu Grunde liegenden Unterlagen können im Regierungspräsidium 

Freiburg nach telefonischer Voranmeldung unter Tel. 0761/ 208-1099 eingesehen werden. Es 

wird darauf hingewiesen, dass diese Feststellung gemäß § 5 Abs. 3 S. 1 UVPG nicht selbständig 

anfechtbar ist. 

Freiburg, den 30.07.2026 

Regierungspräsidium Freiburg 


